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N och-ÖVP-National-
rat und Touristiker 

Franz Hörl sieht den von 
der Landwirtschaft gefor-
derten „Bauern-Euro“ kri-
tisch. Inhaltlich hat er da-
für Verständnis. „Mir ist 
der ,Bauern-Euro‘ lieber als 
jener für die Mobilität, weil 
ich ihn in der Bergland-
wirtschaft besser verwaltet 
wüsste als beispielsweise 
beim Verkehrsverbund Ti-
rol/VVT.“ Nachsatz: Wobei 
er schon auf die Verteilung 
unter den Bauern gespannt 
wäre. Aber: „Meine Erfah-
rung bei der ‚Mobilität Zil-
lertal‘ zeigt, dass beim Ver-
kehrsressort noch viel Luft 
nach oben ist, was Arbeits-
geschwindigkeit und Effizi-
enz betrifft.“

Gegen den „Bauern-Eu-
ro“ aus dem Tourismus 
spricht für Hörl, dass es al-
lein wegen der neuen Tou-
rismusabgabe nicht gehe, 
zweimal die Kurtaxe als 
Grundlage für Finanznöte 

heranzuziehen. „Außer-
dem kann der Tourismus 
in Tirol ja nun auch nicht 
alles leisten.“

E inzig und allein auf 
Verbotspolitik zu set-

zen, zeige „die Unfähig-
keit und Hilflosigkeit der 
schwarz-roten Landesre-
gierung“, kritisiert Liste-
Fritz-Parteiobfrau Andrea 

Haselwanter-Schneider 

die aktuelle Verkehrspolitik 
unter Landeshauptmann 
LH Anton Mattle (VP). Für 
Haselwanter-Schneider 
benötigt es Anreize, damit 
die Frächterlobby das An-
gebot auf der Schiene auch 
nutze. „Aber von der Regie-
rung gibt es seit Jahren nur 
Ankündigungen.“ (pn)

Hörl für und gegen „Bauern-Euro“
Politik in Kürze

Hörl hätte schon Verständnis für 

den „Bauern-Euro“.  Foto: Rita Falk
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Innsbruck – Das war ja zu er-
warten: Vor allem die Inns-
brucker SPÖ und die Grü-
nen, aber auch die KPÖ, Liste 
Fritz sowie Mesut Onay  (ALI)
üben scharfe Kritik daran, 
dass das Land die geforder-
te Notstandsverordnung für 
Vorkaufsrechte oder Ent-
eignungen ablehnt. Laut Er-
hebungen hätten nur 2315 
Personen oder 1,74 % einen 
akuten Wohnbedarf. Mit der 
Verordnung wären erstmals  
die im Bodenbeschaffungs-

gesetz verankerten Eingriffe 
in den Grundstücksmarkt ak-
tiviert worden.

„Das Land Tirol drückt 
sich vor einer Verordnung 
zum Wohnungsnotstand 
und rechnet sich die Zahlen 
schön. Die Berechnungsme-
thode des Landes ist nicht 
nachvollziehbar“, kritisiert 
der für die Wohnungspolitik 
verantwortliche Vizebürger-
meister Georg Willi (Grüne) 
die Ablehnung einer Not-
standsverordnung.

Die SPÖ mit Vizebürger-
meisterin Elli Mayr und Klub-
chef Benjamin Plach macht 
die ÖVP dafür verantwort-
lich, die leistbares Wohnen 
absichtlich sabotieren wolle, 
um die Immobilienlobby zu 
schützen. Der zuständige Lan-
deshauptmannstellvertreter 
und Wohnbaureferent Georg 
Dornauer (SPÖ) will hingegen 
die Kritik nicht gelten lassen. 
„Das Land hat sich seriös mit 
den Fakten auseinanderge-
setzt.“ Er sieht Enteignungen 

(„Ich frage mich, wie die Stadt 
diese finanzieren will und 
ob damit die anrechenbaren 
Grundkosten für die Wohn-
bauförderung erreicht werden 
können“) und überschießen-
de Eingriffe generell kritisch. 
Dass in der Landeshauptstadt 
keine Vorbehaltsflächen für 
den sozialen Wohnbau aus-
gewiesen wurden, bezeichnet 
Dornauer als Kardinalfehler.

Das bestätigt auch der für 
die Bodenpolitik verantwort-
liche Landeshauptmannstell-

vertreter Josef Geisler (VP). 
Tirolweit haben 95 Gemein-
den 58,3 Hektar für geför-
derte Wohnbauvorhaben ge-
widmet. 170 Flächen können 
dafür genützt werden.

In Innsbruck wären rund 
sechs Hektar dafür geeignet, 
doch politisch konnte man 
sich nicht darauf einigen. Au-
ßerdem soll die Stadt noch im 
Besitz von rund zehn Hektar 
Flächen sein. (pn)

Mehr auf den Seiten 2, 4

Innsbruck floppt beim Baugrund
Debatte über Wohnungsnot: Stadt könnte bis zu sechs Hektar für sozialen Wohnbau widmen.
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Innsbruck – Wer und wie in 
Tirol Immobilien erwerben 
kann, regeln die Bodengesetze 
Raumordnung und Grundver-
kehr. Wird ein Hauptwohnsitz 
errichtet oder wechselt ein ge-
nehmigter Freizeitwohnsitz 
den Eigentümer, ist alles kein 
Problem. Doch es gibt viele 
Grauzonen. Mercedes-Motor-
sportchef Toto Wolff hat über 
seine Firmen zwei Anwesen 
in Aurach gekauft. Der Trai-
ner der deutschen Fußball-
nationalmannschaft, Julian 
Nagelsman n, errichtet gerade 
in Fieberbrunn ein Haus und 
schon Jahre zuvor erwarb der 
ehemalige Fußballteammana-
ger Oliver Bierhoff mit seiner 
Frau einen Freizeitwohnsitz 
mit rund 15.000 Quadratme-
tern Freiland und eine auf-
gelassene Hofstelle in Hoch-
filzen.

Den Freizeitwohnsitz mit 
103 Quadratmetern Fläche hat 
er neu errichtet, die Hofstelle 
wird jetzt ebenfalls umfang-
reich erweitert. Zwei Immo-

bilien – wie ist das möglich, 
zumal nur eine zu Ferienzwe-
cken gewidmet ist?  

Der einstige Bauernhof darf 
zum einen um bis 25 Prozent 
oder maximal 300 Kubikmeter 
Baumasse vergrößert werden, 
andererseits richtet Bierhoff 
darin Ferienwohnungen ein. 
Laut Raumordnungsgesetz  
kann eine vor 1996 gebaute 
Hofstelle weiterhin zu Wohn-
zwecken verwendet werden. 
Dazu zählen auch Ferienwoh-
nungen. Dabei muss der Besit-
zer im Gegensatz zur Vermie-
tung von Privatzimmern nicht 
im selben Gebäude wohnen. 

Ein „Schlupfloch“, das po-
litisch für Diskussionen sorgt. 
„Es zeigt sich, dass diese Frei-
land-Regelung viel zu großzü-
gig ist und geändert gehört, 
weil sie immer wieder miss-
braucht wird“, fordert Liste-
Fritz-Klubchef Markus Sint 
Aufklärung und eine gesetzli-
che Änderung. (pn)

Mehr auf Seite 4

Bierhoff 
vermietet an 
Feriengäste

Gesetz ermöglicht es dem ehema- 

ligen deutschen Fußballmanager  

Oliver Bierhoff, Ferienwohnungen  

in alter Hofstelle zu vermieten.



Von Peter Nindler

Hochfilzen – Der Immobili-
endeal im Unterland sorgte 
schon vor Jahren für Aufse-
hen und ist jetzt um eine wei-
tere Facette reicher. Denn 
der ehemalige Manager des 
deutschen Fußballnational-
teams Oliver Bierhoff errich-
tet gerade auf einer von ihm 
2016 erworbenen aufgelas-
senen Hofstelle Ferienwoh-
nungen für die wechselseiti-
ge touristische Vermietung. 
Und er muss selbst gar nicht 
in dem Gebäude wohnen, 
weil es vor 1996 errichtet 
wurde. Oliver Bierhoff logiert 
schließlich nebenan in sei-
nem ebenfalls 2016 gekauf-
ten Freizeitwohnsitz.

Zugleich nennt Bierhoff 
dort mit seiner Ehefrau 
15.000 Quadratmeter Frei-
land sein Eigen. Darunter 
befinden sich Umgebungs-
flächen, landwirtschaftliche 
Felder und ein Wald. Den 
bestehenden Freizeitwohn-
sitz hat die Familie durch 
einen Neubau ersetzt, auf 
einem Nachbargrundstück 
ließ sich Bierhoff noch eine 
freie Aussicht auf die Berg-
welt einräumen. Derzeit wird 
die alte Hofstelle um- und 
ausgebaut. Das sorgt in der 
Politik für Diskussionen, zu-
mal Bierhoff künftig auch als 
Vermieter von Ferienwoh-
nungen auftreten wird. 

Freizeitwohnsitze sind 
das nicht, weil Gebäude mit 
höchstens drei Wohnungen 
und insgesamt höchstens 
zwölf Betten, die während 
des Jahres jeweils kurzzei-
tig an wechselnde Personen 
vermietet werden (Ferien-
wohnungen), nicht unter das 
Freizeitwohnsitzregime fal-
len. Gewerblich darf Bierhoff 
hingegen nicht vermieten.

Die Vorgänge in Hochfil-
zen stoßen Liste-Fritz-Klub-
chef Markus Sint deshalb 

mehr als sauer auf. Sowohl 
was den Freizeitwohnsitz, 
als auch was die Ferienwoh-
nungen betrifft. „Wer glaubt, 
dass ein millionenschwerer 
Investor um viele Millionen 
ein Anwesen kauft, es um 
viel Geld ausbaut und dann 
dort eine Vermietung von 
Ferienwohnungen betreibt? 
Welcher ehemalige Mana-
ger der deutschen National-
mannschaft kauft sich um 
Millionen ein Anwesen oh-
ne Nachbarn, um sich dann 
Touristen in sein Haus zu 
holen?“, stellt sich Sint doch 
einige Fragen. Das alles sei 
absolut lebensfremd. „Zu-
dem stellt sich auch bei den 
laufenden Bauarbeiten die 
Frage, um wie viel größer das 
Anwesen nach dem Um- und 
Ausbau durch Bierhoff wird.“

Beim Freizeitwohnsitz ver-
langt Sint, dass alle Zahlen 
auf den Tisch gelegt werden. 
„Wir wollen wissen, um wie 

viel größer der genehmigte 
Freizeitwohnsitz nach dem 
Um- und Ausbau durch Bier-
hoff geworden ist.“ Eine ent-
sprechende Landtagsanfrage 
hat der Klubchef an den für 
die Bodenpolitik zuständigen 

Landeshauptmannstellvertre-
ter Josef Geisler (VP) gestellt. 

Generell ortet Sint Hand-
lungsbedarf im Land. „In Tirol 
gilt die Regelung, dass Häuser 
im Freiland um bis zu 25 Pro-
zent bzw. 300 Kubikmeter aus-
gebaut werden dürfen. Was 
einmal gut gemeint war, wird 
inzwischen missbraucht.“ 

Bodengesetze ändern

Aus seiner Sicht zeige sich, 
dass diese Freiland-Rege-
lung viel zu großzügig sei 
und geändert gehöre, weil sie 
immer wieder missbraucht 
werde. Seine abschließen-
de Kritik: Investoren, Ge-
meinden und die Landesre-
gierung würden damit den 
Ausverkauf Tirols, auf Kos-
ten und zu Lasten der Ein-
heimischen befeuern. „Wir 
als Liste Fritz wollen diesen 
Ausverkauf unserer Heimat 
stoppen und diese Freiland-
Regelung ändern.“ 

Aus alter Hofstelle macht 
Bierhoff Ferienwohnungen

Raumordnungsgesetz macht es möglich: Weil Hof vor 1996 errichtet wurde, 

muss deutscher Ex-Teammanager für Vermietung nicht einmal darin wohnen.

Die alte Hofstelle in Hochfilzen wird derzeit ausgebaut, dort werden Ferienwohnungen errichtet. Foto: Sint

Markus Sint/Liste Fritz 

(Klubchef) 

„ Es müssen alle 
Fakten auf den 

Tisch. Die großzügige 
Freiland-Regelung muss 
geändert werden.“
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nicht als schützenswertes Gut 

Achenseebahn 

Weltkulturerbe

Achenseebahn als Weltkulturerbe zu 

-

malamt sieht keine Notwendigkeit.



Von Brigitte Warenski

Innsbruck, Wien – Das The-
ma Wohnraum in Innsbruck 
hat in den letzten Tagen wie-
der an Fahrt aufgenommen 
– die TT berichtete. Dass zu 
wenige leistbare Wohnun-
gen auf den freien Markt 
kommen, kritisiert u. a. Liste- 
Fritz-Parteiobfrau Andrea 
Haselwanter-Schneider. Zu 
dieser „Verknappung und 
Verteuerung“ habe die Stadt 
selbst beigetragen, sagt sie. 

Wie man den Wohnungs-
markt beleben kann, macht 
nun Wien vor. Ein Blick auf 
diverse Immobilienportale 
zeigt, dass derzeit zahlreiche 
Wohnungen zum Verkauf an-
geboten werden, viele davon 
sogar möbliert, das Mobiliar 
gibt es kostenfrei dazu. Der 
Großteil der Wohnungen be-
findet sich in aufstrebenden 
oder bereits angesagten Be-

zirken vom 1. bis zum 9. und 
dem 20. Grund dafür ist, dass 
die mit 1. Juli strengen Ver-
mietregelungen, die auch 
kontrolliert werden, viele 
Wohnungen für Anleger un-
rentabel und damit uninter-
essant machen. 

Die Wiener Stadtregierung 
hat beschlossen, dass die 
touristische Vermietung auf 
Plattformen wie Airbnb nur 
mehr bis 90 Tage im Jahr er-
laubt ist, sofern der Vermieter 
dort dauerhaft seinen Wohn-
sitz (Haupt- oder Neben-
wohnsitz) gemeldet hat. Für 
eine längere Vermietungs-

dauer braucht es eine Aus-
nahmebewilligung, die nur 
befristet vergeben wird. Dass 
die Anlegerwohnungen auf 
den freien Markt kommen, 
„ist seit Monaten eindeutig 
zu sehen“, bestätigt man bei 
Remax-Immobilien. 

Auch in Innsbruck „wün-
schen wir uns eine strenge-
re Regelung für touristische 
Vermietungen, weil damit 
Wohnungen für eigentliche 
Wohnzweck e frei werden 
würden“, sagt die zuständige 
Stadträtin Janine Bex (Grün e). 
Problem sei, dass man hier 
als Stadt nicht nachschär-

fen kann. „Das kann nur das 
Land und daher geht mein 
Appell ans Land.“ Wie vie-
le Unterkünfte in Innsbruck 
über Buchungsplattformen 
wie Airbnb oder Booking ver-
mietet werden, ist nicht ge-
nau erurierbar. 

Die Rede ist immer wieder 
von rund 1500, „aber das ist 
nur der aktuelle Tageswert. 
Sind die Unterkünfte näm-
lich schon im März für das 
ganze Jahr ausgebucht, wer-
den sie von den Plattformen 
heruntergenommen, daher 
werden es sicher viel mehr 
sein“, sagt Manfred Hirsch 
vom Referat Gebäude- und 
Wohnungsregister. Wie viel 
Geld sich mit Unterkünften 
in Innsbruck machen lässt, 
weiß Hirsch. „Es werden Kel-
lerräumlichkeiten erfolgreich 
an Touristen vermietet, die 
pro Tag zwischen 200 und 
300 Euro kosten.“

Airbnb-Wohnungen am 
Markt,Wien macht’s vor 

„Bauwerber hat

Die Zahl der Airbnb-Unterkünfte in Innsbruck wird meist mit rund 1500 angegeben. Die Stadt geht jedoch von einer weit höheren Zahl aus. Foto: Falk

Seit den strengen Vermietregelungen werden viele Anlegerwohnungen  

in Wien verkauft, das Nachschärfen in Innsbruck wäre aber Landessache.

Manfred Hirsch 

(Stadt Innsbruck) 

„ Es werden erfolg-
reich Kellerräum-

lichkeiten vermietet, die 
pro Tag zwischen 200 
und 300 Euro kosten.“

Janine Bex 

(Stadträtin, Grüne) 

„Wir wünschen uns 
auch in Innsbruck 

eine strengere Regelung 
für touristische Vermie-
tungen.“



Politik in Kürze

K ritik an den steigenden 
Kosten für den Rettungs-

dienst üben Liste Fritz und 
Grüne. Hat das Land vor zehn 
Jahren noch 21 Millionen Eu-
ro dafür aufgewendet, so sind 
es heuer bereits 40 Millionen. 
„Mittlerweile sprechen wir 
von einer Verdoppelung der 
Kosten. Und das nur, weil 
sich das Land mit Haut und 
Haaren in Abhängigkeit der 
Rettungsdienst Tirol GmbH 
begeben hat“, hält sich bei 
Liste-Fritz-Parteiobfrau und 
Gesundheitssprecherin And-
rea Haselwanter-Schneider 
die Begeisterung ob dieser 
negativen Entwicklung in 
Grenzen. 

Dass die Bereitschaft, frei-
willig im Rahmen des Ret-
tungsdienstes zu helfen, 
Jahr für Jahr stetig sinke 
und die Kosten deshalb ex-
plodieren, daran habe man  
bei Vertragsabschluss wohl 
nicht gedacht. Haselwan-
ter-Schneider: „Das Land ist 
in Geiselhaft der Rettungs-
dienst GmbH und deshalb 
gezwungen, laufend Geld 

nachzuschießen. Das kann 
es wohl nicht sein.“

Die Liste-Fritz-Parteiche-
fin nimmt Gesundheitslan-
desrätin Cornelia Hagele 
(ÖVP) in die Pflicht und wirft 
ihr Säumigkeit bei Reformen 
im Gesundheitswesen vor. 
In dieselbe Kerbe schlagen 
die Grünen. Klubobmann 
Gebi Mair, selbst Rettungs-
sanitäter, fordert, endlich 
ein funktionierendes Funk-
arztwesen aufzubauen und 

die Haus- und Fachärzte ins 
Rettungswesen einzubau-
en. Telemedizin sollte schon 
seit Jahren etabliert sein. 
Gesundheitssprecherin Pe-
tra Wohlfahrtstätter stößt 
sich an der Gleichung mehr 
Prävention bedeute weniger 
Rettungsfahrten: „Die Lan-
desrätin übersieht die Be-
völkerungsentwicklung. Wir 
werden alle – zum Glück – äl-
ter, das ergibt aber naturge-
mäß mehr Notfall einsätze.“

D ie Hetze von FPÖ-Na-
tionalrat Peter Wurm 

gegen den Fahnenträger der 
deutschen Olympiamann-
schaft Dennis Schröder 
wird von den Grünen ver-
urteilt. „Wer Menschen mit 
afrikanischen Vorfahren am 
Internet-Pranger mit einem 
Affengesicht versieht, muss 
sich genau das nennen las-
sen, was er ist: ein Rassist. 
Das gilt auch für freiheitli-
che Nationalräte, die we-
nig mit Arbeit für die Bür-
gerinnen und Bürger und 
viel damit auffallen, dass 
sie Stereotype bedienen. 
Damit wollen sie Hass und 
Missgunst schüren, anstatt 
unsere Gesellschaft besser 
zu machen, und das lehne 
ich zutiefst ab“, empört sich 
Klubchef Gebi Mair.

D ie freiheitliche Ver-
kehrssprecherin Eve-

lyn Achhorner spricht von 
einer verpassten Chance 
des Landes, die Achensee-
bahn als Weltkulturerbe zu 
nominieren. (pn)

Ein Fall für die Rettung, Empörung über Wurm

Die Kosten für das bodengebundene Rettungswesen sind in Tirol auf 

nunmehr 40 Millionen Euro angewachsen. Foto: Böhm



Von Wolfgang Sablatnig

Wien – Nachhaltigen Er-
folg haben auf Bundesebene 
die Grünen und vorerst die 
NEOS. Frank Stronach und 
Peter Pilz hingegen sind mit 
ihren Listen über den Status 
als Pop-up-Partei nicht hi-
nausgekommen und haben 
keine Wiederwahl geschafft. 
Auch das Liberale Forum 
(1992–1999) und das orange 
BZÖ (2005–2013) sind wieder 
verschwunden. Ein anderes 
Beispiel ist Fritz Dinkhauser: 
Seine Liste ist in Tirol nicht 
mehr wegzudenken – bei der 
Nationalratswahl 2008 hinge-
gen ist er gescheitert.

Aber was macht den Erfolg 
aus? Es braucht den richtigen 
Kandidaten, es braucht Geld, 
es braucht die richtigen The-
men, meint der Politikbera-
ter Thomas Hofer. Außerdem 
müsse das politische Umfeld 
passen. Er fasst diese Punkte 
in fünf „Ks“ zusammen.

Eine Liste, die im Parla-
ment mitmischen will, sollte 
möglichst viele dieser Punkte 
erfüllen. Hofer macht den Po-
litik-Neulingen aber Mut. Wie 
bei vielen Regeln gibt es Aus-
nahmen. Das eine oder an-
dere K könne entfallen, wenn 
dafür die anderen passen.

K andidat. Das beste Bei-
spiel sei Dominik Wlaz-

ny alias „Marco Pogo“. Bei 
der Nationalratswahl 2019 
reichte es für nicht einmal 
5000 Stimmen. Mit der Bun-
despräsidentenwahl 2022 
konnte sich der Gründer der 
Bierpartei aber österreichweit 
als Marke etablieren. Auch 
die langjährige Grünen-Poli-
tikerin Madeleine Petrovic ist 
weithin bekannt.

Weniger gut steht es um 
den Faktor „Kandidat“ bei der 
KPÖ. „Tobias Schweiger wird 
zu tun haben“, sagt Hofer. 
Im Vergleich zur Grazer Bür-

germeisterin Elke Kahr und 
dem Salzburger Kay-Michael 
 Dankl habe der Spitzenkandi-
dat Nachholbedarf.

K ohle. Ein Wahlkampf 
kostet. Die etablierten 

Parteien leben von den staat-
lichen Förderungen. Wer neu 
ist, muss aber auf Spenden 
setzen. Die Bierpartei ver-
sucht es mit vergleichswei-
se hohen Mitgliedsbeiträgen 
und hat auf diesem Weg nach 
eigenen Angaben mehrere 
100.000 Euro gesammelt.

Frank Stronach wiederum 
musste zur Kenntnis neh-
men, dass auch viele Millio-
nen als Eintrittspreis in die 
Politik zu wenig sein können.

K anäle. Wer es schafft, in 
Internet und sozialen 

Netzwerken eine eigene Ge-
folgschaft aufzubauen, kann 
Mängel bei der Kohle zum Teil 
wettmachen. Wer Telegram, 
Instagram, Facebook und 
Co. gekonnt bespielt, braucht 
auch weniger Resonanz in 
den klassischen Medien.

Die FPÖ macht seit vielen 
Jahren vor, was eigene Kanä-

le bringen. Hofer denkt aber 
auch an die Liste DNA bei der 
Europawahl am 9. Juni. Für 
ein Mandat reichten die 2,7 
Prozent nicht. Ein Achtungs-
erfolg waren sie dennoch.

K ernthema. Die Bedeu-
tung eines beherrschen-

den Themas zeigte die Liste 
MFG (Menschen, Freiheit, 
Grundrechte) bei der oberös-
terreichischen Wahl im Sep-
tember 2021. Sie setzte auf 
den Frust über und den Wi-
derstand gegen die Corona-
Maßnahmen und zog damit 
in den Landtag ein.

Erfolg versprechend sei, ge-
gen „das System“ und gegen 
Korruption aufzutreten, weiß 

der Experte. Frank Stronach, 
zum Teil Peter Pilz, bei EU-
Wahlen Hans-Peter Martin 
spielten diese Karte. Schwie-
rig sei dann, sich nach An-
fangserfolgen festzusetzen. 
Sonst bleibe die neue Liste 
nur eine „Pop-up-Partei.“

K rise. 2013 waren die 
damaligen Koalitions-

parteien SPÖ und ÖVP bei-
de schwach, bei der Natio-
nalratswahl schafften es mit 
den NEOS und dem Team 
 Stronach gleich zwei Parteien 
neu in den Nationalrat. Und 
drei Jahre später, bei der Bun-
despräsidentenwahl, stürzten 
die Kandidaten von SPÖ und 
ÖVP überhaupt ab.

Kandidat, Kohle, Kernthema
Neben den etablierten Parteien wollen am 29. September auch weitere Listen in den 

Nationalrat einziehen. Mit Politikberater Thomas Hofer analysiert die TT ihre Chancen.

Am Wahltag haben es die alten wie die neuen Parteien zumindest einmal auf den Stimmzettel geschafft. Ob sie dann auch an der Urne Erfolg haben, 

hängt von vielen Faktoren ab. Neulinge haben es besonders schwer. Foto: APA/Gindl

Thomas Hofer 

(Politikberater) 

„ Es besteht die Ge-
fahr, dass die eine 

oder andere Liste eine 
Pop-up-Partei bleibt.“



E
ine geplante Deponie
erhitzt in Scharnitz der-
zeit die Gemüter. Sollte

sie umgesetzt werden, wird
sie rund 54.000 Kubikmeter
fassen. Innerhalb von 20
Jahren soll sie verfüllt wer-
den. Wie die im Landtag
vertretene Liste Fritz vor-
rechnet, „ergeben sich allein
daraus mindestens 10.800
Lkw-Fahrten“. Klubob-
mann Markus Sint sagte bei
einem Lokalaugenschein
kürzlich dazu: „Zusätzlich
mehr als 10.000 Lkw-Fahr-
ten nach Scharnitz zu lotsen,
wäre geradezu ein politi-
scher Schildbürgerstreich.
Die Landesregierung hat
nach jahrelangem Hin und
Her mit viel Steuergeld eine
Umfahrung in Scharnitz er-
richtet, um die geplagte Be-
völkerung vom Durchzugs-
verkehr zu entlasten. Jetzt
hier eine Deponie zu geneh-

migen und damit wieder zu-
sätzlichen Verkehr herzuho-
len, ist absurd!“

„Deponiekapazität ist
derzeit ausreichend“

Der Politiker führt noch
weitere Zahlen ins Rennen,
um aufzuzeigen, dass es die
Deponie nicht benötige.
„Mit rund 500.000 Kubik-
meter genehmigtem De-
ponievolumen im Umkreis
von Scharnitz und insge-
samt mehr als drei Millio-
nen Kubikmeter Deponievo-
lumen im Bezirk Innsbruck-
Land gibt es ausreichend
Deponiekapazität.“ Weiters
unterstreicht er, dass mit
Stand Ende 2022 für die
kommenden sieben Jahre
ausreichend Kapazität gege-
ben war. „Für diese Deponie
in Scharnitz gibt es über-
haupt keinen Bedarf, Null!
Da will sich ein Grundbesit-

zer eine goldene Nase ver-
dienen und die Bevölkerung
zahlt die Zeche, das darf
nicht sein!“

Klubobmann verweist
auf noch offene Fragen

Der Klubobmann macht zu-
dem auf offene Fragen auf-
merksam. Demnach liege
ein Teil der geplanten De-
ponie auf einer landwirt-

schaftlichen Vorsorgefläche,
ein Teil in der Roten Zone
und der Rest in der Gelben
Zone. „Zudem soll für die
Deponie Wald abgeholzt
werden, der laut Land Tirol
eine Objekt- und Standort-
schutzfunktion hat.“
Abschließend betont Mar-
kus Sint, dass „wir als Liste
Fritz uns zu 100 Prozent auf
die Seite der Scharnitzer
Bürger und des Bürgermeis-
ters stellen und Nein zur ge-
planten Deponie sagen. Für
diese Deponie gibt es über-
haupt keinen Bedarf, sie ist
am völlig falschen Standort
geplant, die Zufahrt mit
Lkw verursacht schwere Si-
cherheitsprobleme. Zu
Recht wehren sich Hunderte
Bürger und die Gemeinde-
führung gegen Tausende zu-
sätzliche Lkw-Fahrten,
gegen krankmachenden
Staub und Lärm“. ms

Markus Sint, Klubobmann der Liste Fritz, machte einen Lokalaugenschein in Scharnitz und stellt sich hinter die Bevölkerung

„Diese Deponie ist absurd“
Geplantes Projekt in Scharnitz lässt in der Bevölkerung dieWogen hochgehen. Klubobmann

Markus Sint von der Liste Fritz gibt ihr Rückendeckung undwarnt vor 10.800 Lkw-Fahrten.

Für diese Deponie in
Scharnitz gibt es
überhaupt keinen Bedarf,
Null! Dawill ein
Grundbesitzer
ordentlich
verdienen.

Markus Sint, Klubobmann
der Liste Fritz
imTiroler Landtag Fo
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DEPONIE IN SCHARNITZ

FPÖ mahnt vor
Kollaps in Region
Nach den heftigen Protes-
ten der Bevölkerung in
Scharnitz – die „Krone“
hat berichtet –, fordert
nun auch die Tiroler FPÖ
auf, die Bevölkerung ernst
zu nehmen. Landespartei-
obmann LA Markus Ab-
werzger betont dabei, dass
die Bevölkerung nicht
übergangen werden dürfe
und fordert zu mehr di-
rekter Demokratie auf.
Zudem sei das Projekt
„irrsinnig und wird auch
von der FPÖ abgelehnt“.
Der freiheitliche Klubob-
mann ortet zudem Gefah-
ren aufgrund des verstärk-
ten Verkehrsaufkom-
mens: „Der drohende
Verkehrskollaps durch
die geplante Deponie in
Scharnitz betreffe ja die
ganze Region.“ Das Pro-
jekt soll rund 54.000 Ku-
bikmeter fassen und in-
nerhalb von 20 Jahren be-
füllt werden. Alleine da-
raus würden sich mehr als
10.000 Lkw-Fahrten er-
geben, rechnete auch die
Liste Fritz mit Klubob-
mann Markus Sint vor.
Laut Angaben der Liste
Fritz gäbe es im Umkreis
von Scharnitz mehr als
drei Millionen Kubikme-
ter Deponievolumen im
Bezirk Innsbruck-Land –
was ausreichend sei.

in der
Krone



„Sprechen uns ganz klar gegen
die Deponie in Scharnitz aus“

E
ine geplanteMülldeponie
in Scharnitz stößt der Be-

völkerung sauer auf. Rü-
ckendeckung bekommt sie
nicht nur von der Liste Fritz,
wie die „Krone“ berichtete,
sondern jetzt auch von der
Landesumweltanwaltschaft.
Wie Walter Tschon, stell-
vertretender Landesumwelt-
anwalt, betont, „sind bei uns
schon sehr viele Anrufe von
besorgten Bürgerinnen und
Bürgern eingegangen, die

diese Deponie für nicht ver-
tretbar finden“.
Weiters führt er aus, dass

„durch die Deponie vor al-
lem das sich dort befindliche
Naherholungsgebiet von den
Beeinträchtigungen betrof-
fen wäre“. Dieses würde für
mehrere Jahrzehnte den Er-
holungssuchenden nicht
mehr zur Verfügung stehen,
warnt Tschon. Und der
Stellvertreter verdeutlicht:
„Aufgrund der mündlichen

Verhandlung sowie des bis-
her vorliegenden Ermitt-
lungsergebnisses spricht
sich die Landesumweltan-
waltschaft gegen eine Reali-
sierung der beantragten Bo-
denaushubdeponie aus.
Einerseits würden mit einer
Realisierung dieses Projek-
tes gravierende Beeinträch-
tigungen der diversenNatur-
und Umweltschutzmedien
einhergehen und anderer-
seits sind die bisher glaub-
haft gemachten öffentlichen
Interessen für das Vorhaben
nicht nachvollziehbar.“
Abschließend appelliert
Tschon, dass „im Rahmen
der Entscheidungsfindung
die deutlich zum Ausdruck
gebrachte Ablehnung der
Gemeinde Berücksichtigung
findenmuss“. M. Schwaiger
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Bevölkerung erhält weitere Unterstützung. Der stellvertretende

Landesumweltanwalt sieht „gravierende Beeinträchtigungen“.

Wie viel Deponievolumen
braucht es undwie viel
steht in einer Region zur
Verfügung? Das wird noch
nicht berücksichtigt. Es
braucht hier
klare Regeln.

Walter Tschon ist der
stellvertretende Landes-
umweltanwalt Tirols. Fo
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